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Alarmierende Frankenaufwertung: Schluss mit der Verharmlosungspolitik! 

Die Meldungen über währungsbedingte Betriebsschliessungen und Produktionsverlagerungen in 
den EU-Raum folgen sich fast Tag um Tag. Sie treffen nicht nur die Unternehmen, sondern noch 
viel mehr die betroffenen Beschäftigten. Dazu kommen bis vor kurzem noch nicht  vorstellbare 
Missbräuche, die sich häufen. Beispiele dafür sind Unternehmen, die ihre Belegschaft in Euro 
bezahlen wollen, obschon das offensichtlich illegal ist. Oder den Grenzgängern die Löhne zu 
senken versuchen, weil diese ja in einem Euro-Land leben würden. Ein Schritt, der den flankie-
renden Massnahmen zu den bilateralen Verträgen ins Gesicht schlägt. Käme es die Unternehmen 
nämlich viel billiger, Grenzgänger zu beschäftigen, so wäre das nichts anderes als eine Mass-

nahme zur Förderung der Arbeitslosigkeit der hier ansässigen Wohnbevölkerung. 

Niemand, der über den minimalsten Sachverstand verfügt, kann heute noch bestreiten, dass der 
Schweizer Franken gegenüber den für die Schweiz wichtigsten Vergleichswährungen massiv 
überbewertet ist. Geradezu dramatisch ist die Situation mit einem Wechselkurs von unter 1.30 
gegenüber dem Euro. 60% der Exporte gehen in die EU. Aber auch gegenüber dem Dollar hat 
sich die Aufwertung des Frankens beschleunigt. Hält diese Überbewertung des Frankens an, so 
wird das zu massiven wirtschaftlichen Einbussen und zu dramatischen Arbeitsplatzverlusten füh-
ren. 

Trotzdem fehlt es bis heute an einer wirtschaftspolitischen Reaktion auf der Höhe der nun gestell-
ten Aufgabe. Die einen sind, wenn auch oft nur hinter vorgehaltener Hand, gar noch stolz auf die 
extreme Stärke des Schweizer Frankens, die sie als Anerkennung der Wettbewerbsfähigkeit un-
serer Wirtschaft werten, ohne sich um die Folgen für die produzierende Wirtschaft (und den Tou-
rismus) zu kümmern. Die anderen, zu denen leider auch die Wirtschaftsministerin gehört, predi-
gen eine Laissez-Faire-Politik. Die Währungsschwierigkeiten seien das Problem der Unterneh-
men, und der Staat müsse sich hier heraushalten. Beide Haltungen sind im Ergebnis grob fahr-
lässig, ja verantwortungslos. 

Es braucht jetzt die Entschlossenheit der massgebenden wirtschaftspolitischen Akteure, und al-
len voran der Nationalbank, die übertriebene Frankenstärke entschieden zu bekämpfen. Dafür 
braucht es die Rückendeckung der massgebenden wirtschaftspolitischen Akteure. Es genügt 
nicht, wenn hinter den Kulissen alle beklagen, dass die Situation für viele Unternehmen, die auf 
hohem technologischen Können auf Weltmarktniveau produzieren, unhaltbar werde, falls sich 
der Frankenkurs nicht normalisiere. Es braucht jetzt klare wirtschaftspolitische Aussagen, dass 
etwas geschehen muss. Damit endlich etwas geschieht. 
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Dabei anerkennen wir, dass die Nationalbank in der Finanzkrise entschlossen (und im Falle der 
UBS gleichzeitig sehr unorthodox) gehandelt hat. Sie hat dazu beigetragen, dass die Schweizer 
Wirtschaft bisher vergleichsweise gut durch die Krise gekommen ist. Wenn die für die Wäh-
rungsentwicklung massgebenden Instanzen jetzt aber nicht aufpassen, droht eine enorme Wirt-
schaftskrise, die einzig durch die massive Überbewertung des Frankens verursacht wird. Das 
kann und das darf nicht sein. Es ist das Gebot der Stunde, dass die Nationalbank jetzt ebenso 
entschlossen gegen die spekulative Überbewertung des Frankens auf dem Buckel der Arbeit-
nehmenden kämpft, wie sie zuvor in der Finanzkrise gehandelt hat. 

 


